
beiträgt, der Ehemann die Frau nicht zu unterhalten 
hat. Dieser Grundsatz dürfte allerdings nur zutreffen, 
wenn die Ehefrau den Unterhalt, den sie zu be­
anspruchen hat, in vollem Umfang selbst verdient. 
Anderenfalls muß sie teilweise noch vom Mann unter­
halten werden5. Dasselbe muß bezüglich des Mannes 
gelten, der seinen eigenen Unterhalt nicht selbst be­
streiten kann.

Wie soll verfahren werden, wenn der getötete Gatte 
das Hauswesen führte, in der Regel also, wenn die 
Frau getötet wurde? Früher war dieser Fall nach 
§ 845 BGB zu entscheiden, wonach ein Schadensersatz­
anspruch entstand, wenn einem Dritten durch die 
Tötung „Dienste“ entgangen waren. Die Hausarbeit der 
Frau war Erfüllung der Verpflichtung aus § 1356 
Abs. 2 BGB, im Hauswesen zu arbeiten, soweit eine 
solche Tätigkeit nach den Verhältnissen, in denen die 
Ehegatten lebten, üblich war. Sowohl § 1356 Abs. 2 als 
auch damit § 845 BGB müssen mit Recht als dem 
Verfassungsgrundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau widersprechend und demzufolge als 
aufgehoben angesehen werden. Wenn wir aber heute 
die Hausarbeit der Frau (soweit sie in bestimmten 
Fällen vom Mann geleistet wird, natürlich auch des 
Mannes) als Unterhaltsleistung anerkennen, die dem 
auf Grund Berufsarbeit in Geld zu leistenden Unter­
halt gleichsteht, dann müssen wir auch bei Wegfall 
dieser Art des Unterhaltsbeitrages einen Schadens­
ersatzanspruch gewähren, und zwar aus § 844 BGB 
und den anderen ihm entsprechenden Bestimmungen. 
Die Berechnung dieses Schadens ist deshalb schwie­
riger als bei weggefallener Berufsarbeit, weil die 
Hausarbeit nicht in Geld bewertet werden kann. Die 
Berechnung kann deshalb nur über die Ausgaben 
erfolgen, die dem überlebenden Ehegatten auf Grund 
Wegfalls der Hausarbeit künftighin zusätzlich erwach­
sen. Er muß deshalb gegebenenfalls dem Gericht eine 
Aufstellung der entsprechenden Ausgaben, z. B. für 
Wäschereinigung, Aufwartung usw. vorlegen. Aller­
dings dürfte dieser Anspruch nur in wenigen Fällen 
praktisch werden, da man erstens die Arbeiten un­
berücksichtigt lassen muß, deren Ausführung dem 
überlebenden Gatten selbst zugemutet werden kann, 
und da zweitens die Geldbeträge, die bisher als Unter­
halt an den getöteten Partner zu zahlen waren, zur 
Deckung der Ausgaben verwendet werden müssen.

Bei der Ermittlung der. Höhe des künftigen Unter­
halts und damit des enstandenen Schadens ist von 
den zur Zeit des Todesfalles bestehenden Einkommens­
und Lebensverhältnissen beider Eheleute auszugehen. 
Jedoch ist auch die wahrscheinliche künftige Gestal­
tung der Verhältnisse zu berücksichtigen, bezüglich des 
Einkommens also z. B. sowohl die berufliche Quali­
fizierung, die beim Verstorbenen voraussichtlich ein­
getreten wäre, als auch diejenige, die voraussichtlich 
beim überlebenden Gatten eintreten wird. Soweit Ver­
änderungen im Einkommen des überlebenden Partners 
bei der Schadensfeststellung nicht voraussehbar sind, 
kann der Schädiger später gegebenenfalls nach § 323 
ZPO Vorgehen. Es dürfte richtig sein, die Aufhebbar­
keit der Schadensersatzpflicht nach der genannten Be­
stimmung auch für den Fall anzuerkennen, daß der 
überlebende Gatte eine neue Ehe eingeht, selbst wenn 
er dadurch materiell ungünstiger als vorher gestellt 
würde.

Wie ist zu entscheiden, wenn der überlebende Gatte 
bis zum Tode des anderen im Haushalt tätig 
war? In diesem Fall hat er ebenfalls Unterhalts­
leistungen erbracht. Diese bestanden jedoch nicht in 
Geld und waren auch nicht geldmäßig zu beziffern. 
Daraus ergab sich die Besonderheit, daß der verstor­
bene Gatte den überlebenden in Form von Geld­
zahlungen mit zu unterhalten hatte. Naheliegend er­
scheint es demzufolge, als Schaden den Geldbetrag an­
zusehen, den der Getötete auch weiterhin zu zahlen 
gehabt hätte, falls die Ehe nicht zerstört worden wäre. 
Eine solche Entscheidung ginge jedoch an der Wechsel­
seitigkeit der ehelichen Unterhaltsverpflichtung vorbei 
und verstieße gegen das geltende Recht. Bestünde 
nämlich die Ehe fort, so würde der getötete Ehegatte 
weiterhin Unterhaltsleistungen in Form von Geld-

5 Davon geht das OG übrigens in OGZ Bd. 3 S. 166 selbst aus.

Zahlungen, der überlebende Unterhaltsleistungen in 
Form von Hausarbeit erbringen. Wichtig ist nun zu 
erkennen, daß in diesem Fall die Unterhaltsleistung 
an den im Haushalt tätigen Gatten in Form bestimm­
ter Geldzahlungen gerade dadurch bedingt wäre, daß 
dieser wie in der Vergangenheit für sich und für den 
anderen das Hauswesen besorgte. Er würde dadurch 
mittelbar selbst zu den Zahlungen beitragen, die er 
vom anderen zu erhalten hätte. Die Haushaltstätigkeit 
würde eine wesentliche Voraussetzung für die un­
gestörte Ausübung der Berufstätigkeit und für eine 
etwaige Qualifizierung des anderen Gatten därstellen6 7.

Von dieser wechselseitigen Bedingtheit der beiden 
Formen der Unterhaltsbeiträge ist bei der Schadens­
feststellung auszugehen. Da bei Fortbestand der Ehe 
die einseitige Zahlung von Geldbeträgen durch den 
Getöteten von der Hausarbeit des anderen Gatten 
abhängig gewesen wäre, könnte man dem überleben­
den Gatten den Wegfall der genannten Beträge nur 
dann in vollem Umfang als Schaden anrechnen, wenn 
er seinerseits künftighin das leisten würde, was er bei 
Fortbestehen der Ehe geleistet hätte. Das ist jedoch 
gerade durch die Tötung des Partners ausgeschlossen 
worden. Folglich kann man bei der Ermittlung der 
weggefallenen Unterhaltsansprüche nicht die Verhält­
nisse zugrunde legen, die allein bei Fortdauer der Ehe 
bestanden hätten. Das bedeutet, daß man dem über­
lebenden Gatten nicht die auf Geld gerichteten Unter­
haltsansprüche, die er künftighin gehabt hätte, als 
Schaden zubilligen kann.

Man kann vielmehr nur so verfahren, daß man der 
Berechnung des Unterhalts die Einkünfte zugrunde 
legt, die der überlebende Gatte nach dem Tode des 
anderen auf Grund von Berufsarbeit erzielt. Nur in 
diesem Fall steht er im Wesen (nicht im einzelnen) 
so, wie er stehen würde, wenn die Ehe fortbestanden 
hätte, d. h., er trägt selbst mit zum eigenen Unterhalt 
bei; und gerade darauf kommt es an. Daß sich die 
Form des Unterhaltsbeitrags (und nur diese) ändert 
und ändern muß, folgt aus den tatsächlich veränderten 
Umständen.

Würde man die Schadensersatzberechnung auf die 
Unterhaltsverpflichtung stützen, die der Getötete bei 
Weiterbestehen der Ehe und darin fortdauernder 
Hausarbeit des überlebenden Gatten gehabt hätte, so 
verstieße man gegen die in Art. 7, 30, 144 der Ver­
fassung festgelegte Gleichberechtigung von Mann und 
Frau und gegen die auf ihr beruhende Wechselseitig­
keit der Unterhaltsverpflichtung; denn man würde 
einen Unterhalt ermitteln, der früher auf Grund der 
einseitigen Hausarbeitsverpflichtung der Frau (§ 1356 
Abs. 2 BGB) und der einseitigen Unterhaltsverpflich­
tung des Mannes (§ 1360 BGB?) zu zahlen gewesen 
wäre. Demgegenüber muß gerade die Wechselseitig­
keit der Unterhaltsverpflichtung und die Anerkennung 
zweier Formen des Unterhalts (Geldzahlungen und 
Hausarbeit), die allein mit der Verfassung in Einklang 
stehen, hervorgehoben werden.

Die genannte Art der Unterhalts- und damit Scha­
densberechnung ist auch deshalb nicht vertretbar, weil 
sie eine ungerechtfertigte Privilegierung der Ehegatten 
bedeuten würde, die ihren Unterhaltsbeitrag in Form 
der Hausarbeit- leisten. Dies wäre von einer anderen 
Seite her ein Verstoß gegen die in der Verfassung 
verankerte Gleichberechtigung. Durch eine solche 
Praxis könnten nämlich Frauen von der Teilnahme 
am gesellschaftlichen Arbeitsprozeß abgehalten wer­
den, obwohl die Berufsarbeit die Gleichberechtigung 
in entscheidendem Maße sichert.

Der Fall kann auch so liegen, daß der überlebende 
Gatte überhaupt keine Unterhaltsleistungen erbrachte. 
Hatte er sich seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht ent­
zogen, so sind nicht die tatsächlichen Verhältnisse, 
sondern die gesetzlichen Verpflichtungen maßgebend. 
Hatte ihm der Getötete die Leistung von Unterhalt 
„erlassen“, so kommt § 1614 Abs. 1 BGB Zur Anwen-

6 Es handelt sich hierbei nicht um einen Äquivalenten- 
austausch, da es sowohl an der Äquivalenz als auch am Aus­
tausch fehlt.

7 Der in § 1361 BGB geregelte Fall — Unterhaltspflicht bei 
Getrenntleben der Ehegatten — und seine Besonderheiten im 
Falle der Tötung eines der Ehegatten soll bei unseren Be­
trachtungen unberücksichtigt bleiben.
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